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EinfUhrungsbeispiel:

Windpark in Bayern ist genehmigt,
hiergegen sind zahlreiche Klagen erhoben

- Welche Angriffspunkte von wem sind
wirklich , kritisch®?

- Wie kann der Anlagenbetreiber
,richtig” reagieren?




Wichtiger Unterschied
bei Klagen:

WER erhebt Klage:

=  Privatperson

= kann nur Verletzung EIGENER Rechte rligen
=  Anerkannter Naturschutzverband

- kann Belange Natur und Landschaft riigen
= Standortgemeinde

— kann ALLE moglichen Fehler riigen
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Genehmigungs-
bedurftigkeit von WEA

= Seit01.07.2005:
Alle Einzelanlagen ab 50 m Gesamthdhe
- Genehmigung nach BImSchG.

= Anlagen unter 50 m:
- Baugenehmigung.
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Uberblick:

Einordnung der baurechtlichen
Genehmigungsvorgaben

- Wo sind WEA baurechtlich zulassig?




Bauplanungsrechtliche
/Zulassigkeit

Bauplanungsrechtlich unterscheidet man 3 Bereiche:

= Bebauungsplan-Bereich (§ 30 BauGB) = Gemeinde
hat — neben einem Flachennutzungsplan — einen
Bplan fur das Gebiet aufgestellt

= Unbeplanter Innenbereich (§ 34 BauGB)
- im Zusammenhang bebaute Ortsteile ohne Bplan

= AufRenbereich (§ 35 BauGB) = alles aulSerhalb von
Bebauungsplanen und aulierhalb des unbeplanten
Innenbereichs




Bauplanungsrechtliche
/Zulassigkeit

Zulassig sind Vorhaben:

= Bebauungsplan-Bereich (§ 30 BauGB)
- wenn Vorhaben den Vorgaben des BPlan
entspricht

= Unbeplanter Innenbereich (§ 34 BauGB)
- wenn sich Vorhaben in die Umgebung ,einfligt”

= Aulenbereich (§ 35 BauGB)
- Grundsatz: Bauverbot,
Ausnahme: Privilegierte Vorhaben
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Zulassig sind Vorhaben:

= Bebauungsplan-Bereich (§ 30 BauGB)
= wenn Vorhaben den Vorgaben
des BPlan entspricht

= Unbeplanter Innenbereich (§ 34 BauGB)
- wenn sich Vorhaben in die Umgebung , einflgt”

= Aulenbereich (§ 35 BauGB) = Grundsatz:
Bauverbot, Ausnahme: Privilegierte Vorhaben




Bauplanungsrechtliche
Zulassigkeit

Zulassig sind Vorhaben:

= Bebauungsplan-Bereich (§ 30 BauGB) = wenn
Vorhaben den Vorgaben des BPlan entspricht

= Unbeplanter Innenbereich (§ 34 BauGB)
-=> wenn sich Vorhaben in die Umgebung
,einfugt”

= AufRenbereich (§ 35 BauGB) = Grundsatz: Bauverbot,
Ausnahme: Privilegierte Vorhaben




§ 34 BauGB

§34
Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile

(1) Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben zuldssig, wenn es sich
nach Art und Mab der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstiicksflache, die dberbaut
werden soll, in die Eigenart der naheren Umgebung einfigt und die Erschliebung gesichert ist. Die
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse miissen gewahrt bleiben; das Ortsbild

darf nicht beeintrachtigt werden.




Beispiel § 34 BauGB:




Bauplanungsrechtliche
/Zulassigkeit

Zulassig sind Vorhaben:

= Bebauungsplan-Bereich (§ 30 BauGB)
- wenn Vorhaben den Vorgaben des BPlan entspricht

= Unbeplanter Innenbereich (§ 34 BauGB)
- wenn sich Vorhaben in die Umgebung ,einfigt”

= AulRenbereich (§ 35 BauGB) = Grundsatz:
Bauverbot, Ausnahme: Privilegierte Vorhaben




§ 35 BauGB

§ 35
Bauen im Aulenbereich

‘1) Im AubBenbereich ist ein Vorhaben nur zuldssig, wenn &ffentliche Belange nicht entgegenstehen,
lie ausreichende ErschlieBung gesichert ist und wenn es

1. einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen untergeordneten Teil
der Betriebsflache einnimmt,

2. einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dient,

3. der dffentlichen Versorgung mit Elektrizitdt, Gas, Telekommunikationsdienstleistungen,
Warme und Wasser, der Abwasserwirtschaft oder einem ortsgebundenen gewerblichen
Betrieb dient,

5. der Erforschung, Entwicklung oder Mutzung der Wind- oder Wasserenergie dient,

6. der energetischen Mutzung wvon Biomasse im Rahmen eines Betriebs nach Nummer 1
oder 2 oder eines Betriebs nach Mummer 4, der Tierhaltung betreibt, sowie dem
Anschluss solcher Anlagen an das dffentliche Versorgungsnetz dient, unter folgenden
Voraussetzungen:

a) das VWorhaben steht in einem rdaumlich-funktionalen Zusammenhang mit dem
Betrich,

b) die Biomasse stammt dberwiegend aus dem Betrieb oder GUberwiegend aus diesem
und aus nahe gelegenen Betrieben nach den Mummern 1, 2 oder 4, soweit letzterer
Tierhaltung betreibt,

c) es wird je Hofstelle oder Betriebsstandort nur eine Anlage betrieben und

d) die Kapazitdt einer Anlage zur Erzeugung von Biogas Uberschreitet nicht 2,3
Millionen Mormkubikmeter Biogas pro Jahr, die Feuerungswarmeleistung anderer

Anlagen dberschreitet nicht 2,0 Megawatt,

7. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken oder
der Entsorgung radioaktiver abfille dient, mit Ausnahme der Meuerrichtung von Anlagen
zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizitat, oder

8. der NMutzung solarer Strahlungsenergie in, an und auf Dach- und AuBenwandfli3chen von
zuldssigerweise genutzten Gebduden dient, wenn die Anlage dem Gebidude baulich
untergeordnet ist.
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assigkeit von WEA

Innenbereich
- i.d.R. unzulassig (ggf. Kleinst-WEA moglich)

Bebauungsplan
- Sondergebiet Windkraft, hier sind WEA moglich

Aulenbereich

-2 § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB: WEA sind PRIVILEGIERT
zulassig, also dann, wenn offentliche Belange nicht
entgegenstehen (z.B. Larm, Schattenwurf,
Naturschutz, Landschaftsbild etc.)




Exkurs:
Privilegierung von WEA

= Seit 1997 vom Bundesgesetzgeber privilegiert.

m  Zeitgleich: Planvorbehalt fur Gemeinden und
Regionale Planungsverbande:

= Gemeinde kann im Flachennutzungsplan oder
Regionaler Planungsverband als Ziele der
Raumordnung Flachen fur die Windenergienutzung
festsetzen = Folge: restliches Plangebiet ist idR von
Windkraftnutzung freizuhalten

= Aktuelles Problem: 10 H-Regelung in Bayern




Unterschied:

" Flachennutzungsplan = grobe Planung mit
ungefahrer Angabe der kinftigen Nutzung (z.B.
landwirtschaftliche Flache, Wohnbauflache etc.)

= Bebauungsplan = konkrete Planung mit
Baufenster, innerhalb dem zu bauen ist und
konkrete Vorgaben (Hohe, Anzahl etc.)

= Wichtig: Flachennutzungsplan schafft kein Baurecht
und keine Genehmigung, Bebauungsplan schon

-2 Windkraftflache im FNPL = WEA kann nur Gber
Privilegierung im AulSenbereich genehmigt werden




Genehmigungsfahigkeit
von WEA

" Flachennutzungsplan: gewahrt KEIN Baurecht!

= Bebauungsplan: Sondergebiet Windkraft
- gesamte weitere bauplanungsrechtliche Zulassigkeit
richtet sich nach den dortigen Vorgaben
e Konkreter Standort
* Hohenvorgaben

* ErschlieSung
* Mitunter auch bauordnungsrechtliche Vorgaben: Abstandsflache.

=  Aullenbereich: WEA sind privilegiert zulassig
- es durfen keine 6ffentlichen Belange entgegenstehen.




Verwaltungsvorgaben
In Bayerr

= \Windkrafterlass” =

= Friher:

Hinweise zur Planung und Genehmigung von Windkraftanlagen (WKA)

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien des Innern, fur
Wissenschaft, Forschung und Kunst, der Finanzen, flir Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie, fiir Umwelt und Gesundheit sowie fir Erndhrung, Landwirt-

schaft und Forsten
vom 20. Dezember 2011

Az : 1IB5-4112.79-057/11, B4-K5106-12c/28037, 33/16/15-L 3300-077-47280/11,
VI/2-6282/756, 72a-U8721.0-2011/63-1 und E6-7235.3-1/396

Ay

Rechtsanwalte


http://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwivt/Publikationen/Windenergie-Erlass.pdf

Verwaltungsvorgaben
In Bayerr

= Seit 1.9.2016:

= BayWEE (Windenergieerlass) vom 1.9.2016

= |m Internet abrufbar
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~L A\l Klassische Angriffspunkte
’@“ einer Klage gegen WEA




Angriffspunkt: Keine Privilegierung
(da unwirtschaftlich)

Angriffspunkt: Standort ist nicht ausreichende
windhoffig, WEA kann nicht wirtschaftlich betrieben
werden > Privilegierung fehlt

Umgang der Gerichte damit: Privatpersonen konnen
sich auf offentlichen Belang Privilegierung nicht
berufen

VGH Mannheim: Zweifel an der Wirtschaftlichkeit
schlielSen das Merkmal des , dienens“in § 351 Nr. 5
BauGB noch nicht aus, hieran fehlt es erst, wenn die
Ausbeute ,augenscheinlich unwirtschaftlich®” ware




§ 35 Abs. 3 BauGB
- Angriffspunkte

(3) Eine Beaintrachtigung ofientlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben

1. denDarstellungen des Flachennutzungsplans widerspricht,

2. denDarstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, insbesondere des Wasser- Abfall- oder Immissionsschutzrechts, widerspricht
3 schadiche Umwelteinwirkungen hervorruen kann oder innen ausgesetz wird
4

Unwirtschaftliche Aufwendungen filr Stralten oder andere Verkehrseinrichtungen, fr Anlagen der Versorgung oder Entsorgung, fr die Sicherheit oder Gesundnedt oder fiir sonstige Aufgaben
eriordert

5. Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des Denkmalschutzes oder die natiriche Eigenart der Landschaft und inren Erholungswert beeintrachtigt oder das
Orts- und Landschaffshild verunstaltet

6. Maknahmen zur Verbesserung der Aqrarstrukdur beeintrachtiot, die Wasserwirtschaft oder den Hochwasserschutz gefahrdet,
1. die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befirchien lasst oder
8. die Funktionsfahigkeit von Funkstellen und Radaraniagen stort

Raumbedeutsame Vorhaben dirfen den Zielen der Raumordnung nicht widersprechen; dfientiche Belange stehen raumbedeutsamen Vorhiaben nach Absatz 1 nicht entgegen, sowe die Belange bel der
Darstellung dieser Yorhaben als Ziele der Raumordnung abgewogen worden sind. Offentiiche Belange stehen einem Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 2 bis & in der Regel auch dann entgegen, soweit hierflr
durch Darstellungen im Flachennutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolat ist.




ngriffspunkt: Flachennutzungs-
an steht WEA entgegen

= Klager ist benachbarter Landwirt
- gesamte Flache ist It. Flachennutzungsplan
fur Landwirtschaft vorbehalten

= Standige Rechtsprechung:
FNPI- Flachen fur Landwirtschaft
- isti.d.R. keine qualifizierte Standortzuweisung
— steht im Regelfall einer WEA nicht entgegen.

= Zudem:
Offentlicher Belang,
Privatperson kann sich NICHT hierauf berufen!
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Einwand i.d.R. erfolglos, weil

Genehmigungsbehorde dies i.d.R. anders sieht und

sich der Private hierauf nicht berufen kann, wenn
nicht zugleich subjektive Rechte beeintrachtigt sind
(Einwand Privater lauft ins Leere).




Angriffspunkt: Verfahrensfehler
Im Genehmigungsverfahren

MuUsste ergebnisrelevant sein
- wird Genehmigungsbehorde — falls Gberhaupt

Feh

Feh
nac

er erkennbar ist — anders sehen.
er kann i.d.R. im laufenden Verfahren noch

ngeholt werden.

Entscheidend:
privater Klager kann sich hierauf nicht berufen

Anders: klagende Standortgemeinde (Beispiel:
Beteiligung nach Standortverschiebung)




Ubersicht Angriffspunkte:
Schadliche Umwelteinwirkungen

Larm - die Anlage ist zu laut, Grenzwerte werden
nicht eingehalten

Schattenwurf 2 Wohnrdaume, Freisitze werden
unzulassig verschattet; landwirtschaftliche
Pflanzungen werden beeintrachtigt

_Diskoeffekt” Lichtreflexe
- unertragliche Beeintrachtigung

Fisabwurf = Gefahr fur Leib und Leben durch
herumfliegende Eisbrocken

Infraschall 2 Gesundheitsbeeintrachtigungen




Angriffspunkt Larm:

= Grenzwert im Aulienbereich idR 45 dB (A) nachts
und 60 dB (A) tags bei nachstgelegener Bebauung

(Ausnahme: ausgewiesene Gebiete, z.B. reines Wohngebiet).

= Rechtsanspruch hierauf = willkirliche Absenkung
des Grenzwertes ist unzulassig.

= Anders: Vorbelastung vorhanden
- Absenkung zulassig.

= BejKlage:
e entscheidend ist aber, was im Bescheid steht!

* Bescheid ist Gegenstand der Klage, nicht der tatsachliche
Anlagenbetrieb!
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oriffspunkt Larm:
oulszuschlag ware ndtig gewesen

Windenergieerlass (S. 19): i.d.R. bei WEA keine
entsprechenden Gerdusche (Ton/Impulshaltigkeit)

Zudem:
keine Zulassigkeit eines allgemeinen Lastigkeitszuschlags




Angriffspunkt: WEA sind ,nach der
Rechtsprechung” impulshaltig

— laut Genehmigung unzuldssig

Impulshaltigkeit von WEA: Urteil OLG Minchen/BGH
zu einer Anlage, die entgegen Herstellervorgaben
angeblich impulshaltig sein soll

Fir Genehmigung i.d.R. bedeutungslos = Bescheid
schreibt fest, dass Anlage nicht impulshaltig sein darf

Garantiert Hersteller fehlende Impulshaltigkeit
— Schadensersatz, falls dem nicht so ist

Praktische Auswirkungen dieses Urteils
- geht gegen null

Abhilfe Anlagenhersteller: ,Serrations”




Angriffspunkt Larm:

Mindestabstande Windkrafterlass nicht eingehalten

Alter Windkrafterlass (S. 19) erachtet folgende
Abstande schalltechnisch als unproblematisch:
* Allgemeines Wohngebiet 800 m

* Misch/Dorfgebiet, AuRenbereich 500 m

* Gewerbegebiet 300 m

Umkehrschluss ist unzulassig
- hier ist Larmprognose vorzulegen.

Windenergieerlass neu (S. 15): im Einzelfall ist
schalltechnisches Gutachten einzuholen




Angriffspunkt Larm:
Larmprognose ist fehlerhaft

= Hijeristi.d.R. Zuarbeit vom Larmgutachter notig.

= Zudem Empfehlung:
in solchen Fallen sollte der Gutachter auch
in Gerichtsverhandlung mit dabei sein!




inweis (Larm):

=  Aktuelle Rechtsprechung BVerwG (21.02.2013):

= TA Larm ist einzuhalten; sofern Anlage technisch
geringere Werte erreichen kann, muss nach diesem
Standard betrieben werden

= Sofern hierfur Kontrollwerte in der Genehmigung
festgeschrieben werden, ist dies UNZULASSIG,
sofern sich diese auf Immissionen und
Immissionsorte beziehen

= Zuladssig sind aber wohl Emissionswerte.




Exkurs: Praxisproblem: wer muss
wessen Larm berucksichtigen?

" Prioritatsprinzip oder darf LRA mehrere Antrage
zusammenfassen?

" Grundsatz: Prioritatsprinzip gilt fur den, der als
erstes seine Unterlagen vollstandig hat (und sich
das bestatigen lasst!)

= Umgehung durch Vorbescheid?
- ist i.d.R. nicht moglich, da BImSchG-Vorbescheid
grds. Genehmigungsfahigkeit voraussetzt
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= Unterschied: 3 dB (A)




Angriffspunkt:

Unzulassiger Schattenwurf auf Wohnraume,
Terrasse oder landwirtschaftliche Bepflanzung

=  Rechtsprechung: maximal 30 Stunden im Jahr und
maximal 30 Minuten pro Tag zulassig.

=  Schattenwurfprognose idR ausreichend.

= VGH MuUnchen: Schattenwurf auf Pflanzen ist nicht nur
negativ
— positive und negative Folgen heben sich i.d.R. auf

= Diskoeffekt, Lichtreflexe:
Auflage bzgl. Farbgestaltung i.d.R. ausreichend




Angriffspunkt:

Unzulassige Lichtreflexe beeintrachtigen Wohnraume, Terrasse

Diskoeffekt, Lichtreflexe:
Auflage bzgl. Farbgestaltung i.d.R. ausreichend

Windenergieerlass (S. 20):

,stellt aufgrund der matten Beschichtung ... kein
Problem mehr dar und bedarf keiner weiteren
Prafung”.




Angriffspunkt:

Eiswurf von WEA gefahrdet Anwohner,
Wanderer, Arbeiter unter der WEA

= Windenergieerlass (S. 20): Risiko in Bayern i.d.R.

gegeben =2 geeignete technische bzw. betriebliche
Vorkehrungen!

= Stand der Technik: Abschaltautomatik
- i.d.R. reicht dies als Auflage aus.

=  Rotorblattbeheizung: Dient nicht der Sicherheit der
Anlage, sondern einem Dauerbetrieb =2 kann in der
Genehmigung nicht gefordert werden.

= Aktuelles Praxisproblem: Vorlage eines
Eisabwurfgutachtens im Genehmigungsbescheid
- zuldssig?




Angriffspunkt:

Von der WEA geht unzulassiger Infraschall aus
- Gesundheitsbeeintrachtigung Anwohner

= Wasist Infraschall (tieffrequente Téne)?

= \VVGH MUnchen: Es ist nicht nachvollziehbar,
weshalb der nicht hdorbare Schall bedeutsamer
oder schadlicher sein
soll als der horbare.

= VG Regensburg: ab 250 m Abstand spielt Infraschall
keine Rolle mehr

— Folge: Spielt weder bei Genehmigung, noch bei
nachfolgenden Klage eine ernstzunehmende Rolle.




Angriffspunkt:

WEA verschandelt die Landschaft
(,Verunstaltung des Landschaftsbildes”)

= BVerwG: Kommt nur in Frage bei einer wegen ihrer
Schdnheit oder Funktion besonders schutzwirdigen
Umgebung oder einem besonders grobem Eingriff.

" /Zu beachten: Grundsatzentscheidung des
Gesetzgebers: WEA sind im Aulsenbereich privilegiert
zulassig!

" Entscheidend: Einschatzung eines ,gebildeten,
fur den Gedanken von Natur- und Landschaftsschutz
aufgeschlossenen Betrachter”.

= \orbelastung beachten!




Angriffspunkt:

WEA beeintrachtigt Landschaftsschutzgebiet
(,negative Wirkung ins LSG hinein®)

= Kein genereller Ausschluss fur WEA im LSG
- Winderlass: sensibel zu behandeln, S. 30

= Abwagung im Einzelfall
— kein genereller Ausschluss

= Vorbelastung und Einsehbarkeit beachten! VGH
Minchen: = Lage im Landschaftsschutzgebiet
fuhrt nicht im Regelfall zur Unzulassigkeit.

= Wichtig: Landschaftsschutzgebiet endet an seiner
Grenze =2 kein weiterer Schutz dariber hinaus!




curs: WEA im

ndschaftsschutzgebiet

Befreiung oder Einzelfallzulassung nach
Schutzgebietsverordnung notig.

Falls nicht moglich oder von
Genehmigungsbehorde verweigert:
Herausnahme aus VO denkbar.

Winderlass bevorzugt: Zonierung (Grundlage
Gebietskulisse)
- Erlaubnismoglichkeit im Einzelfall

Praxiserfahrung: gemischt...




Ar

oriffspunkt: saP halt Vorgaben
indkrafterlass nicht ein

Spezielle Artenschutzrechtliche Prifung (saP) ist
detailliert im Windenergieerlass (S. 34 ff.) erlautert.

Grundsatz (BVerwG): artenschutzrechtliche
Einschatzungsprarogative der Naturschutzbehdrde

VGH Munchen: Windkrafterlass ist antizipiertes
Sachverstandigengutachten von hoher Qualitat

Folge:
falls eingehalten, entfallt Einschatzungsprarogagive?




Ar

oriffspunkt: saP halt Vorgaben
indkrafterlass nicht ein

Anlage 6 zum Winderlass: Hinweise zur Erfassung (v.a.
Zeitraum Mitte Marz bis Ende August, mindestens 18
Untersuchungstage a 6 Stunden pro Beobachtungspunkt etc.)

Problempunkte:

* Beobachtungszeitraum nicht eingehalten
* Begehungszeiten nicht eingehalten

Mit UNB abgesprochen = kein Problem

Gegen UNB: zumindest muss Windkrafterlass eingehalten
sein!

Wer kann sich hierauf berufen?
— keinesfalls der private Nachbar!




Angriffspunkt

WEA ,erdruckt” Wohnbebauung
(Stichwort: optisch bedrangende Wirkung)

= Einzelfallprifung; Anhaltswerte It. BVerwG/VGH:

e Abstand Uber 3-facher Gesamthohe der WEA
— i.d.R. keine optisch bedrangende Wirkung.

e Abstand unter 2-facher Gesamthohe der WEA
— i.d.R. optisch bedrangende Wirkung.

e Abstand zwischen 2 und 3-facher Gesamthohe der WEA
— besonders intensive Einzelfallprifung.




Angriffspunkt

WEA ,erdruckt” Wohnbebauung
(Stichwort: optisch bedrangende Wirkung)

= Aktuelle Rechtsprechung VGH Munchen:

= Wer im Aullenbereich (in nicht privilegierter Weise)
wohnt, hat gegenuber einer privilegierten WEA
hinsichtlich der optisch bedrangenden Wirkung
deutlich mehr hinzunehmen, als jemand, der in
einem ausgewiesenen Wohngebiet ansassig ist

- Zumutbarkeitsgrenze liegt also deutlich hdher

- Betroffener muss ggf. selbst Abhilfe schaffen
(Bepflanzung, Verlegung Wohnraume etc.)




Exkurs:
Optisch bedrangende Wirkung

Bauherr mochte WEA nahe Wohnbebauung
durchsetzen, Betroffener hat nichts dagegen
- moglich?
= \erzicht des Betroffenen moglich?
- NEIN
=  ABER: Der Betroffene kann sich selbst verpflichten,
Abhilfe zu schaffen durch z.B.
* Verlegung der Wohnraume von der WEA weg.

* Bepflanzungen etc., die eine Sichtbeziehung
unterbrechen




Angriffspunkt:
Umzingelung durch WEA

= Angriffspunkt: Gebot der Rucksichtnahme
- Umzingelung durch WEA ist unzuldssig

= Keine strikte Vorgabe in Rechtsprechung
ersichtlich = lediglich bei Planungen (Gemeinde,
Regionalplan) = ware grds. zuldssiges Kriterium

= Praxis: i.d.R. zu wenig substantiierter Vortrag, dass
Umzingelung gegeben ware;
z.T. auch wegen weiter raumlicher Entfernung
nicht nachvollziehbar (z.B. VGH vom 5.12.13, 22
CS 13.1757)




Angriffspunkt:

Nachbareigentimer ist wg.
Abstandsflachenverklrzung beeintrachtigt

= Beispiel: WEA ist 199 m hoch, nach 130 m beginnt
Nachbargrundstick; LRA erklart Abweichung von
Abstandsflachenrecht und legt 130 m fest.

= Angriff geht ins Leere: Abstandsflache endet vor
Nachbargrundstlck und beeintrachtigt dieses nicht!

= Aber beachten: aktuelle Rspr. VG Wurzburg
- betroffener Nachbar ist vorher anzuhoren (kann
aber nachgeholt werden)




Angriffspunkt:

Nachbareigentimer ist wg.
Abstandsflachenverklrzung beeintrachtigt

= Exkurs:

Abstandsflachenrecht in Bayern




Art. 6 BayBO

Art. 6 BayBO - Abstandsflachen, Abstande

(1) *Wor den AuBenwianden von Gebduden sind Abstandsflichen von oberirdischen Gebduden freizuhalten. Satz 4 gilt
entsprechend fiir andere Anlagen, von denen Wirkungen wie von Gebduden ausgehen, gegeniiber Geb3uden und

Grundstiicksgrenzen. 3Eine Abstandsfliche ist nicht erforderlich vor AuBenwanden, die an Grundstiicksgrenzen errichtet werden,
wenn nach planungsrechtlichen Vorschriften an die Grenze gebaut werden muss oder gebaut werden darf,

(4) 'Die Tiefe der Abstandsfliche bemisst sich nach der Wandhdhe; sie wird senkrecht zur Wand gemessen. “Wandhdhe ist das
MaB von der Geldndeoberfliche bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand. *Die
Hdhe von Dachern mit einer Neigung von mehr als 70 Grad wird voll, von Dachern mit einer Neigung von mehr als 45 Grad zu
einem Drittel hinzugerechnet. “Die Héhe der Giebelflachen im Bereich des Dachs ist bei einer Dachneigung von mehr als 70 Grad

voll, im Ubrigen nur zu einem Drittel anzurechnen. Die Sitze 1 bis 4 gelten fiir Dachaufbauten entsprechend. ®Das sich
ergebende MaB ist H.

(5) 'Die Tiefe der Abstandsflichen betrigt 1 H, mindestens 3 m. “In Kerngebieten geniigt eine Tiefe von 0,50 H, mindestens 3 m,
in Gewerbe- und Industriegebieten eine Tiefe von 0,25 H, mindestens 3 m. *Werden von einer stadtebaulichen Satzung oder einer
Satzung nach Art. 81 AuBenwande zugelassen oder vorgeschrieben, vor denen Abstandsflachen gréBerer oder geringerer Tiefe als
nach den S3tzen 1 und 2 liegen missten, finden die S3tze 1 und 2 keine Anwendung, es sei denn, die Satzung ordnet "die

Geltung dieser Vorschriften an; die ausreichende Belichtung und Beliiftung dirfen nicht beeintrachtigt, die Fldchen fiir notwendige

Nebenanlagen nicht eingeschrankt werden. “Satz 3 gilt entsprechend, wenn sich einheitlich abweichende Abstandsflachentiefen
aus der umgebenden Bebauung im Sinn des § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB ergeben.

Ay

Rechtsanwalte



Art. 63 BayBO

(1) * Die Bauvaufsichtsbehdrde kann Abweichungen von Anforderungen dieses
Gesetzes und auf Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn
sie unter Bericksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter
Wiirdigung der odffentlich-rechilich geschitzten nachbarlichen Belange mit den
offentlichen Belangen, insbesondere den Anforderungen des Art. 3 Abs. 1

vereinbar sind; Art. 3 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberihrt. * Der Zulassung einer
Abweichung bedarf es nicht, wenn bautechnische Nachweise durch einen
Prifsachverstiandigen bescheinigt werden.




Exkurs:
Abstandsflachenrecht (Bayern)

BayVGH: Umgelegte Gesamthohe einschlielslich
sog. Versatz” ist einzuhalten.

Aber: i.d.R. sind Abweichungen zu erteilen:
e Atypischer Sonderfall ist bei WEA immer gegeben!

* Einzelfallprifung
- soweit klassischer AuRenbereichsstandort
-2 weitgehende Abweichungen zulassig.

* Grenze: Der Rotor darf nicht Uber fremde Grundstucke
streichen.

* Ansonsten: 0,4 ist keine Maximalgrenze, 0,25 ohne
weiteres moglich (so z.B. VG Mlnchen).




Angriffspunkt:

ErschlieRung ist nicht gesichert, weil Gemeinde keine
Zustimmung zu Schwerlasttransport gibt =2 ErschlieRung?

=  Gemeinden fordern haufig Nachweis, wie die
Schwerlast-transporte zur WEA-Errichtung zum
Standort gelangen.

= VGH MuUnchen: Ob die Zufahrten auch fur in der
Bauphase mdglicherweise erforderliche
Schwertransporter geeignet sind, ist bei Erteilung
einer Genehmigung NICHT zu prufen
- Forderung ist im Genehmigungsverfahren
unzulassig.




Angriffspunkt (von benachbartem WEA-
Betreiber): Statiknachweis fur Standsicherheit fehlt

= Spielt vor allem gegenltber Bestandsanlagen
eine Rolle

= jd.R.:ist Statik / Standsicherheitsnachweis
kein Problem

= Muss aber ggf. nachgewiesen werden!




Angriffspunkt:

Genehmigung kurz vor 21.11.2014
ist wg. 10 H rechtsmissbrauchlich

Seit 21.11.14 gilt Art. 82 BayBO (sog. 10 H-
Regelung), einige Genehmigungen wurden kurz
zuvor erteilt.

Angriffspunkt: LRA hatten dies in Hinblick auf die
sich andernde Rechtslage nicht tun durfen.

Rechtslage:
* Gebundene Entscheidung =2 Rechtsanspruch hierauf
e Art. 82 BayBO gilt erst ab 21.11.14, nicht vorher

* Einwande sind also nicht stichhaltig (bestatigt durch VG
Regensburg)




Angriffspunkt:
WEA beeintrachtigt nahe gelegenes Denkmal

= \Wer kann sich hierauf berufen:

Nur Behorde/Standortgemeinde oder Eigentiimer
des Denkmals, niemals der Nachbar

- Angriffspunkt lauft i.d.R. ins Leere.

= Teilt Denkmalschutzbehorde Bedenken
- Klarung Uber Fachgutachten nétig!

= Hat Denkmalschutzbehorde keine Bedenken
— unproblematisch.




Angriffspunkt:
Wertverlust infolge WEA in der Nahe

= Standige Rechtsprechung:

=  Fdhrt Errichtung privilegierter Vorhaben zu einem
Wertverlust, ist dies hinzunehmen.

= Vgl|. Windkrafterlass, S. 28.
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Eigene Klage des WEA-
- L A\| Betreibers gegen
’@ /I Nebenbestimmungen /
Inhaltsmodifizierungen




Angriffspunkt Nebenbestimmung:
Ersatzzahlung ist zu hoch

= \Windkrafterlass S. 38: 4 Wertstufen

= Praxis: Fachgutachten (landespflegerischer
Begleitplan) €2 Einschatzung UNB (z.T. mehrere
Hundert Prozent Unterschied!)

= Streit: Fachgutachten liegt vor (90 % Wertstufe 1,
10 % Wertstufe 2), UNB legt deutlich hohere
Ersatzzahlung fest mit Wertung: 10 % Wertstufe 1,
60 % Wertstufe 3, 30 % Wertstufe 4) =2 was gilt?

= Gerichte konnen Plausibilitat prifen!




Angriffspunkt gegen Nebenbestimmung:
Gondelmonitoring mit Abschaltautomatik

= Aktuelles Praxisproblem: Zum Teil werden ohne
gesicherte Kenntnisse Abschaltungen oder
Uberzogene Monitoringauflagen gefordert.

= Entscheidend: Verletzungs-/Totungsrisiko muss im
Vergleich zum allg. Risiko signifikant erhoht sein.

= Windkrafterlass, Vorgaben LfU: Erst Monitorung,
falls negative Ergebnisse =2 Abschaltung

" Praxis: Abschaltung ab Inbetriebnahme durfte
rechtswidrig sein




Exkurs: Vogelschutz, Vogelzug

Aktuelles Praxisproblem: Zum Teil werden ohne
gesicherte Kenntnisse Abschaltungen oder Uberzogene
Monitoringauflagen gefordert.

Entscheidend: Verletzungs-/Totungsrisiko muss im
Vergleich zum allg. Risiko signifikant erhoht sein.

Uberregional bedeutsamer Vogelzug
- Abschaltungen in Ordnung.

BlolSe Mdglichkeit einer Gefahrdung: Hier muss erst
die Behdrde nachforschen
- keine Prifung ins Blaue hinein!
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Exkurs:

- L A} Sonstige offentliche
’@“ Belange fUr die

Genehmigungserteilung




-unktionsfahigkeit
Radar und Funkstellen?

= Gilt fur militarische und zivile Nutzung.

=  Nachweisbare storende Wirkung, die nicht durch
zumutbare MalSnahmen abgewendet werden kann.

= Sonderproblem:

Beeintrachtigung Flugsicherungseinrichtungen
(§ 18 a LuftVG, siehe bei LuftVG).

= Aktuelle Urteile zu Wetterradar des DWD: VG Trier
und VGH Munchen aus 2015, BVerwG liegt vor
(aktuell ohne Begrindung)




Luftverkehrsrecht?

Zustimmung nach § 14 LuftVG (ab 100 m
Gesamthdhe auch aullerhalb Bauschutzbereich); ist
gerichtlich voll nachprufbar.

Ablehnung kann nur auf Grinde der
Verkehrssicherheit gestutzt werden.

(P) Bundeswehr: Tieffluggebiete etc. = gerichtlich
nicht abschlielsend geklart; Rundschreiben
Bundeswehr, dass ggf. Flughohe zur Ermoglichung
der Windkraftnutzung angehoben werden muss.




Flugsicherungseinrichtungen,
§ 18 a LuftVG?

= Duirfen nicht gestdrt werden innerhalb
ausgewiesener Schutzbereiche.

= Windenergieerlass S. 25

= Bundeswehr: Internes Rundschreiben (25.01.2011)
- zumutbare Mallinahmen zur Ermoglichung der
Windkraft sind zu ergreifen.




Waldrecht = Rodung

= Rodungsverfahren nach § 9 WaldG ist durch
BImSchG-Verfahren ersetzt

= Keine Rodungsgenehmigungen in Schutzwald,
Erholungswald bei Schmalerung der
Erholungsfunktion, Bannwald

= Ansonsten: Abwagung (idR unproblematisch)




Aktuelles Problem:
Seismische Stationen

= Grundsatzfrage: genielSen diese Schutz? =2 unklar

" Forderung BGR: keine WEA im 3 km-Radius, idR
keine im 5 km-Radius, Einzelfallprifung im 10 km-
Radius

= Aktuell mehrere Verfahren vor VG Minchen und
VG Regensburg anhangig.
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Exkurs:

~ L A\I Klage auf Erteilung einer
’@“ WEA-Genehmigung




Vorbemerkunge
auf die Genehm

.

aL

Rechtsanspruch

ng:

Stehen keine offentlichen Belange entgegen, hat
der Antragsteller nach § 6 BImSchG einen

Rechtsanspruch
auf die Genehmigung!

Ablehnung: Genehmigung ist vor
Verwaltungsgericht einklagbar.

Von Anfang an: gut abwagen,

* ob Genehmigung oder Vorbescheid beantragt wird
* ob alle WEA oder nur ,Test-WEA" beantragt wird




BImSch-Genehmigung
oder Vorbescheid?

Vorteil: eigentlich keiner, da beim BImSch-Vorbescheid
nach gesetzlichen Vorgaben eigentlich komplett
durchgeprift werden muss =2 i.d.R. nicht auf
Einzelfragen beschrankbar (entgegen der Praxis
mancher Landratsamter)

Nachteil Vorbescheid: wird auf Erteilung (erfolgreich)
geklagt, kann es keinen Schadensersatz geben (der
Vorbescheid gewahrt kein Baurecht!)

Fazit: i.d.R. empfiehlt sich gleich BImSch-Genehmigung




Eine oder alle WEA?

= |st mit Ablehnung und Gerichtsverfahren zu
rechnen = gut abwagen, wie viele Anlagen ins
Verfahren gefihrt werden

= Zuviele: hoher Streitwert vor Gericht, hohes
Prozesskostenrisiko

= Zu wenige: wird im Ergebnis vor Gericht gewonnen,
kann Schadensersatz nur fur die WEA gefordert
werden, die eingeklagt waren




Aktuelles Problem: Streitwert

= Standige Rechtsprechung BVerwG zum Streitwert
bei WEA:

10 % der Anlagenerrichtungskosten (inkl. allem!)

= Folge: Errichtungskosten 5 mio
—> Streitwert 500.000 Euro pro Anlage!!

= Folge: immense Anwalts- und Gerichtskosten
= (Risiko: beigeladene Gemeinde und deren Anwalt!)




Praxishinweis: saP

Beispiel: saP aus 2015, in 2016 kommt Ablehnung,
Betreiber erhebt Klage auf Erteilung der

Genehmigung. Gerichtsverhandlung im Frihjahr
2017

Problem: Sofern Klage (eigentlich) erfolgreich ware
— saP ist zu alt =2 keine Genehmigungserteilung
moglich

Fazit: kritisch prUifen, ob ggf. trotz erheblicher
Kosten die artenschutzrechtlichen Prafungen nicht
fortgefuhrt werden
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— (| Klagen gegen
’@‘ WEA-Genehmigung




Wer kann klagen?

JEDER = aber nicht jede Klage ist erfolgreich:

» Privatpersonen =2 missen mogliche Verletzung
EIGENER subjektiver Rechte vortragen

= Standortgemeinde = kann JEDEN Rechtsfehler
rigen =2 hier ist grofSte Vorsicht geboten!!

= Nachbargemeinde = missen Verletzung EIGENER
Rechte vortragen

= Naturschutzverbiande = konnen
Naturschutzbelange rigen




Privatpersonen kdnnen sich
berufen” auf

Larm (gegentiber IHREM Wohnhaus) =2 Praxishinweis: klagt
der Bewohner/Mieter oder der Ehemann der
Eigentimerin = Klage bereits unzulassig

Schattenwurf (gegenutber eigenem Wohnhaus)

OptiSCh bedréngende Wirkung (gegenilber eigenem
Wohnhaus)

Gebot der Rucksichtnahme (Umzingelung)
Eiswurf (gegenlber eigenem Grundstick oder eigene Betroffenheit)

Abstandsflachenrecht (eigenes Grundstiick)




Angriffspunkte
Privatklager i.d.R. erfolglos:

= Lirm =2 Grenzwerte ab wenigen hundert Metern
eingehalten

= Schattenwurf = Vorgabe Rechtsprechung eingehalten oder
Anordnung der Abschaltung

=  QOptisch bedrangende Wirkung = i.d.R. 3-facher Abstand
eingehalten = unproblematisch

= Umzingelung =2 in Bayern kein Fall bekannt
= Eiswurf =2 Abschaltautomatik in Bescheid festgeschrieben

= Abstandsflache =2 i.d.R. Abweichung = beeintrachtigt das
Nachbargrundstick nicht




Generell erfolglos bleiben
Angriffe des Privatklagers wegen

= Beeintrachtigung Landschaftsbild

= Artenschutz

= Naturschutz, saP

" Privilegierung, ErschlielSung

= Denkmalschutz (Ausnahme: eigenes Denkmal)

- sind alles objektive (keine subjektiven Belange)
= Wertverlust (st. Rspr.)




Die Standortgemeinde als Klager

kann sich auf jeden Fehler berufen, also auch auf
objektive Belange, insbesondere auch

Artenschutz, saP
Naturschutz
ErschlielRung
Landschaftsbild

Rechte Dritter (Larm, Schattenwurf, Eiswurf usw.)

Folge:
Klagen der Standortgemeinde sind ernst zu nehmen!




Besonderheit bei
Standortgemeinde:

Die Standortgemeinde ist im Genehmigungs-
verfahren beteiligt und wird zur Erteilung ihres
Einvernehmens (§ 36 BauGB) aufgefordert.

Erteilt die Gemeinde ihr Einvernehmen, verliert sie
damit komplett ihr Klagerecht
- Klage ware unzuléassig!

§ 36 Il BauGB: Gemeinde hat zur Verweigerung des
Einvernehmens nur 2 Monate Zeit

—> ist dieser Zeitraum verstrichen, gilt Fiktion des
Einvernehmens (=2 Klage ware ebenfalls unzulassig)




Die Nachbargemeinde als Klager

kann sich wiederum nur auf die Verletzung EIGENER
Rechte berufen, insbesondere

= jhre Planungshoheit.

Sie kann sich NICHT berufen auf Belange ihrer Burger
(Larm etc.), diese mUssten ggf. selbst klagen!




Was ist Gegenstand der Klage?

= Nur der angegriffene Genehmigungsbescheid,
NICHT der tatsachliche Anlagenbetrieb. Folge:

"  Angriffspunkte, die den tatsachlichen Betrieb
betreffen, konnen nicht zum Erfolg der Klage
fUhren, z.B.

* \Jorgabe, dass beim Nachbarn 43 dB(A) einzuhalten sind
- Angriff, dass die Anlage dort lauter ist, lduft ins Leere

* VVorgabe, dass Abschaltautomatik bei Eisansatz greifen
muss > Angriff, dass bei Ausfall derselben Eiswurfrisiko
besteht, geht ins Leere




Bis wann kann geklagt werden?

§ 74 VwGO: 1 Monat nach Zustellung
Widerspruchsbescheid bzw. Bekanntgabe
Verwaltungsakt

§ 58 I VwWGO: verlangert sich auf 1 Jahr, wenn keine
ordnungsgemalie Rechtsbehelfsbelehrung
gegenlber dem Klager ergangen ist

Problem: wann beginnt Jahresfrist? = ab
(moglicher) Kenntnisnahme, idR Baubeginn (wenn
nicht vorher anderweitig zuganglich gemacht)




Offentliche Bekanntmachung

Férmliches Verfahren
- Offentliche Bekanntmachung zwingend

Einfaches Verfahren
- nur auf Antrag des Vorhabenstragers

Folge: Bescheid (einschlielSlich
Rechtsbehelfsbelehrung) gilt fir jedermann als
zugestellt 2 nach 1 Monat ist Bescheid definitiv
bestandskraftig!

Problem: Veroffentlichung auf Antrag des
Vorhabenstragers




Vor welchem Gericht?

= Klage zum Verwaltungsgericht = Urteil

" Hiergegen: Antrag auf Zulassung der Berufung
—> falls Zulassung =

= Berufung bei OVG/VGH - Urteil
= Revision zugelassen (selten!) =2 BVerwG

= Revision nicht zugelassen -
Nichtzulassungsbeschwerde zum BVerwG




Vor welchem Gericht?

= Auch denkbar: z.B. auf Unterlassung unzulassiger
Immissionen

" Landgericht — Oberlandesgericht - BGH




Verfahrensdauer

= \erwaltungsgericht = i.d.R. ca. 1 Jahr
= VVGH/OVG =2 i.d.R. 1 weiteres Jahr
= BVerwG =2 i.d.R. 1 bis 1,5 Jahre

» |landgericht =2 i.d.R. ca. 1 Jahr
= OLG =2 i.d.R.ca.1bis 1,5 Jahre
= BGH -2 i.d.R.ca.1bis 1,5 Jahre




Moglichkeiten der
Vertfahrensbeschleunigung

" FrUher: Verfassungsbeschwerde wegen Untatigkeit
des Gerichts = leider nicht mehr moglich

= Jetzt moglich: Verzogerungsrige § 198 GVG:

» Uberlange Verfahrensdauer (Einzelfallabhangig!)
- Verzogerungsrige moglich

* Folge: Entschadigung des Betroffenen (1200 Euro pro Jahr,
ggf. Einzelfallentscheidung)

* Praxisfolge: Richter muss sich rechtfertigen
-2 hilft meist erheblich weiter!




Streitwerte und Beteiligte

Klagen von Nachbarn/Gemeinden = zwischen
10.000 und 100.000 Euro (Risiko Uberschaubar)

Landratsamter werden i.d.R. nicht von Anwalten
vertreten, Beigeladene (Genehmigungsinhaber,
Gemeinde) i.d.R. schon

- dessen Kosten mussen bericksichtigt werden




Exkurs: Vorgehen vor Zivilgericht

Praxis: kommt sehr selten vor

i.d.R. sind Zivilgerichte nach durchlaufenen
Verwaltungsgerichtsverfahren kaum bereit, anders
als die Verwaltungsrichter zu entscheiden

Aber: hier besteht das Risiko des
Sachverstandigengutachtens

— Ergebnisse der Sachverstandigen werden haufig
von Zivilgerichten komplett Gbernommen




Exkurs:
Nachtragliche Anderungen
der Tatsachenlage = z.B. Horstfund

= Beispiel: WEA ist genehmigt, Nachbarklage
hiergegen lauft 2 UNB findet Schwarzstrochhorst
unmittelbar neben dem geplanten Standort

= Folge: Klage idR deshalb nicht erfolgreich (Privater
kann sich ohnehin nicht hierauf berufen, Problem:
Klage Standortgemeinde)

= Behorde kdnnte nach § 21 BImSchG Genehmigung
widerrufen =2 wenn wg. nachtraglicher Tatsachen
Genehmigung verweigert werden konnte und ohne
Widerruf das offentliche Interesse gefahrdet
werden wirde




§ 21 BImSchG

§ 21
Widerruf der Genehmigung

(1) Eine nach diesem Gesetz erteilte rechtmaBige Genehmigung darf, auch nachdem sie
unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung fir die Zukunft nur widerrufen werden,

2. wenn mit der Genehmigung eine Auflage verbunden ist und der Begiinstigte diese nicht
oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfullt hat;

3. wenn die Genehmigungsbehorde auf Grund nachtraglich eingetretener Tatsachen
berechtigt ware, die Genehmigung nicht zu erteilen, und wenn chne den Widerruf das
offentliche Interesse gefahrdet wirde;

4. wenn die Genehmigungsbehdrde auf Grund einer geanderten Rechtsvorschrift berechtigt
wadre, die Genehmigung nicht zu erteilen, soweit der Betreiber von der Genehmigung
noch keinen Gebrauch gemacht hat, und wenn ohne den Widerruf das offentliche
Interesse gefdhrdet wirde;

5. um schwere Nachteile fur das Gemeinwohl zu verhiiten oder zu beseitigen.




Exkurs:

Nachtragliche Anderungen
der Tatsachenlage = z.B. Horstfund

* Ermessensentscheidung = schutzwirdiges
Vertrauen des Betreibers (Investitionen) ist hierbei
zur berucksichtigen (das schliel3t aber eine
RUcknahme nicht aus)

= Folge: Entschadigung durch Behorde, § 21 Abs. 4
BImSchG (bei schutzwirdigem Vertrauen
- Vertrauensschaden)
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Sofortvollzug
und einstweiliger
Rechtsschutz




Grundproblem: § 80 Abs. 1 VwGO

= Widerspruch und Anfechtungsklage haben
aufschiebende Wirkung”

= Folge: von der Genehmigung darf kein Gebrauch
gemacht werden

= Folge: faktischer Baustopp (grds. egal in welchem
Zustand die Baustelle ist; ggf.
Sicherungsmalinahmen mgl.)

= (Exkurs: im Baurecht ist es anders = sofortige
\Vollziehbarkeit kraft Bundesgesetz, § 212 a BauGB)




§ 80 VwGO

§ 80
[Aufschiebende Wirkung, vorlaufiger Rechtsschutz]

(1} Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufschiebende Wirkung. Das qgilt auch bei
rechtsgestaltenden und feststellenden Verwaltungsakten sowie bei Verwaltungsakten mit

(2) Die aufschiebende Wirkung entfallt nur

1. bei der Anforderung von offentlichen Abgaben und Kosten,
2. bei unaufschiebbaren Anordnungen und MaBnahmen von Polizeivollzugsbeamten,

3. in anderen durch Bundesgesetz oder fir Landesrecht durch Landesgesetz
vorgeschriebenen Fillen, insbesondere fir Widerspriiche und Klagen Dritter gegen
Verwaltungsakte, die Investitionen oder die Schaffung von Arbeitsplatzen betreffen,

4. in den Fallen, in denen die sofortige Vollziehung im 6ffentlichen Interesse oder im
liberwiegenden Interesse eines Beteiligten von der Behérde, die den Verwaltungsakt
erlassen oder uber den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet wird.




Praxisproblem:

= Betreiber erhalt Genehmigung
- er darf mit dem Bau beginnen

= Sobald irgendjemand (!) Klage (in manchen
Bundeslandern: Widerspruch) einreicht, darf nicht
weitergebaut werden (gilt auch bei offensichtlich
nicht erfolgreicher Klage!)

= Folge: Risiko des Anlagenbetreibers wahrend der
,offenen Anfechtungsfrist” des Bescheides
— er baut auf eigenes Risiko!




Abhilfemoglichkeiten

= Sofortvollzug durch Behorde: § 80 Abs. 2 Nr. 4
VwGO =2 Behorde kann sofortige Vollziehbarkeit
des Bescheids anordnen

oder

" Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO zum
Verwaltungsgericht (einstweiliger Rechtsschutz)
- auf Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit




§ 80 Abs. 4 und 5 VwGO

(4) Die Behdrde, die den Verwaltungsakt erlassen oder (ber den Widerspruch zu entscheiden hat,
kann in den Fallen des Absatzes 2 die Vollziehung aussetzen, soweit nicht bundesgesetzlich etwas
anderes bestimmt ist. Bei der Anforderung von dffentlichen Abgaben und Kosten kann sie die
Vollziehung auch gegen Sicherheit aussetzen. Die Aussetzung soll bei dffentlichen Abgaben und
Kosten erfolgen, wenn ernstliche Zweifel an der RechtmaBigkeit des angegriffenen Verwaltungsakts
bestehen oder wenn die Vollziehung fir den Abgaben- oder Kostenpflichtigen eine unbillige, nicht
durch dberwiegende dffentliche Interessen gebotene Harte zur Folge hatte.

(5) Auf Antrag kann das Gericht der Hauptsache die aufschiebende Wirkung in den Fallen des
Absatzes 2 Nr. 1 bis 3 ganz oder teilweise anordnen, im Falle des Absatzes 2 Nr. 4 ganz oder
teilweise wiederherstellen. Der Antrag ist schon vor Erhebung der Anfechtungsklage zulassig. Ist der
Verwaltungsakt im Zeitpunkt der Entscheidung schon vollzogen, so kann das Gericht die Aufhebung
der Vollziehung anordnen. Die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann von der
Leistung einer Sicherheit oder von anderen Auflagen abhangig gemacht werden. Sie kann auch
befristet werden.




Sofortvollzug durch Behorde

=  Voraussetzung: Uberwiegendes 6ffentliches oder privates
Interesse des Betreibers gegenlber den Interessen des Klagers

= j.d.R.ohne weiteres begrindbar:

* VerzOgerung =2 immense finanzielle Schaden (Degression
EEG; dramatische Verschiebung Liefertermin fur WEA
(Nachweis vorlegen!)

e Klager ist unter keinen Umstanden Schadensersatzpflichtig,
auch wenn die Klage offensichtlich erfolglos ist

* Vorrang Erneuerbarer Energien = VGH MUnchen
- besondere Bedeutung It. Bundesgesetzgeber
- hohes 6ffentliches Interesse




Sofortvollzug durch Behorde

Kann auch schon im Bescheid selbst angeordnet
werden!

Problem: Potentieller Klager ist nicht bekannt
- umfassende Abwagung mit seinen Interessen??
- kann problematisch werden

Praxisbeispiel

Wird i.d.R. angeordnet, sobald die Klage da ist

- muss aber gesondert bei der Behodrde beantragt
(und begriundet) werden

- Empfehlung: durch Fachanwalt!




Vorteil Sofortvollzug
durch Behorde

= Zeitersparnis 2

e Kann mit Behorde vorbesprochen werden
e Antrag kann vorbereitet werden

e Sobald Klage kommt, ist Sofortvollzug binnen weniger
Tage moglich (wenn LRA mitarbeitet)

= Alternative: Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO zum
Gericht = Dauer: erfahrungsgemald mindestens 3,
i.d.R. sogar Uber 6 Monate!

" Folge: Degression, Zeitfenster fur Anlagenlieferung
nicht haltbar, Zinsnachteile u.v.m.




Nachteil Sofortvollzug
durch Behorde

= Weiterbau erfolgt komplett auf eigenes Risiko,
keine Ersteinschatzung durch das Gericht da

= Ware Klage im Ergebnis erfolgreich, musste WEA
komplett auf eigene Kosten zurlckgebaut werden

= Hinweis: Wie oft ist das in der Praxis erfolgt?

= Problem: Was ist, wenn Behdrde beantragten
Sofortvollzug nicht erteilt?




oer: Einstweiliger Rechtsschutz
urch den Klager?

O >

= Sofortvollzug durch Behorde
- WEA darf errichtet werden

= Klager hat Moglichkeit, seinerseits Antrag nach § 80
Abs. 5 VwGO zu stellen (auf Wiederherstellung der
aufschiebenden Wirkung)

- Voreinschatzung des Gerichts moglich

" Problem: Stellt Klager diesen Antrag nicht
— keine Einschatzung durch das Gericht




Sofortvollzug durch
das Gericht (80 V VwGO)

= Vorgehen des Gerichts:

=  Summarische Prifung der Erfolgsaussichten der Klage =

» Klage voraussichtlich erfolglos
— Sofortvollzug wird angeordnet

 Klage voraussichtlich erfolgreich = Antrag wird abgelehnt
 Erfolgsaussichten sind offen -2

" Folgenbetrachtung: fur wen waren die Folgen schlimmer
(Bauherrn oder Klager)

= Entscheidung des Gerichts durch Beschluss, hiergegen ist
BESCHWERDE zum VGH/OVG moglich




Vorteile: Sofortvollzug durch
das Gericht (80 V VwGO)

Erste Einschatzung des in der Klage auch
entscheidenden VG ist da, ggf. sogar Einschatzung
des VGH Uber Beschwerdeverfahren

Erfahrungssatz: deutlich Gber 99 % aller Falle
werden in der Hauptsache ebenso entschieden wie
im einstweiligen Rechtsschutz (vor den
Verwaltungsgerichten)

Deutlich mehr , Sicherheit” fur die finanzierende
Bank!




Nachteile: Sofortvollzug durch
das Gericht (80 V VwGO)

= |ange Verfahrensdauer =2 idR 3 bis 6 Monate

=  Kann zu dramatischen Verzogerungen fUhren

* Degression EEG

* Verschiebung des Aufstellungstermins ins Folgejahr durch
WEA-Hersteller

» Ggf. Naturschutzprobleme

- Schwarzstorch nistet sich erstmals direkt neben dem Standort ein

- Rodungserlaubnis zeitlich befristet

e Kinftiges Problem EEG-Ausschreibung (Anlagen mit
Genehmigung vor 1.1.17 mussen vor 1.1.19 gebaut sein,
sonst mussen sie ausschreiben, vgl. § 102 Nr. 3 EEG 2014)




LOsung Uber Rechtsgutachten?

Sofortvollzug durch Behorde kombiniert mit
Rechtsgutachten zu den Erfolgsaussichten der Klage
als ,|deall6sung”?

Vorteil:
finanzie

Nachtei

keine zeitliche Verzdgerung, keine
len Nachteile

: Rechtsgutachten kann keine absolute

Rechtssicherheit geben, aber:

Erfahrener Rechtsanwalt kann/muss die Risiken des
Ausgangs realistisch einschatzen kdnnen

- m.E.

hohes Mals an Sicherheit!




FAZIT

Beste Losung: Sofortvollzug durch Behorde
angeordnet, Klager erhebt einstweiligen
Rechtsschutz (Antrag nach § 80 V VwG) = Bauherr
darf bauen, gleichwohl kommt in absehbarer Zeit
Einschatzung durch das Gericht.

Ansonsten: Bei Sofortvollzug durch Behodrde ohne
einstweiliges Rechtsschutzverfahren konnen Risiken
Uber Rechtsgutachten abgepruft werden.
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Verfahrensbeginn

i.d.R.: Scopingtermin bei Genehmigungsbehorde

Alle relevanten ,Behorden” sitzen am Tisch,
Vorhaben wird vorgestellt, es wird ungefahr
festgelegt, was gefordert wird

Ist m.E. dringend zu empfehlen, keinesfalls sollten
einfach Genehmigungsantrage zum Landratsamt
gesandt werden, die nicht abgesprochen sind

— das dauert i.d.R. viel langer




Vorgelagerte Verfahren:
Raumordnungsverfahren

= Raumordnungsverfahren, § 15 ROG, 24 BayLPIG

= .d.R.auch fir Einzelanlagen notig
(sofern raumbedeutsam)

= Zustandig: hohere Landesplanungsbehdrde
(Regierung)

= Antragstelleri.d.R.: Betreiber




Vorgelagerte Verfahren: UVP

= UVP-Pflicht: ab 20 WEA

= Allgemeine Vorprufung: 6 bis 20 WEA

= Standortbezogene Vorprufung: 3 bis 6 WEA

= Zusammenfassung bei engem Zusammenhang
unabhangig vom Betreiber!




/U beteiligende Behorden/Dritte:

= Grundstickseigentimer/Nachbar (Abstandsflache)

= Genehmigungs- und Fachbehdrden (Naturschutz,
Luftverkehr, Forst, Brandschutz, ...)

= Gemeinde
=  Regionaler Planungsverband
= Netzbetreiber

= Naturschutzverbande




Beteiligung des ,,Nachbarn®?

Windkrafterlass S. 21: alle GrundstUckseigentimer
im Einwirkungsbereich der WEA = Nachbarn

Sind aber nicht zwingend zu beteiligen, Behdrde
kann dies aber auf Antrag tun (,,diejenigen, die
nach Art.13 Abs. 2 VwVTG von der Behorde zum
Verfahren hinzugezogen werden” - wenn
rechtliche Interessen berihrt werden kdnnen)

Empfehlung: keine Hinzuziehung (Risiko:
Herausgabe aller Daten/Unterlagen an Dritte)




Verfahrensablauf:

» Grundsatzlich Sternverfahren = alle Beteiligte
erhalten zugleich die Unterlagen mit
Stellungnahmefristen

= Problem in der Praxis: zu wenig Plansatze da
- fUhrt zu immensen Verzogerungen,
da dann ggf. nacheinander beteiligt wird




Wichtig:

= Rechtsanspruch des Antragstellers darauf, dass ihm
die Vollstandigkeit seiner Unterlagen bestatigt wird

= |st extrem wichtig!!!
* Ab dann lauft die Frist fUr die Behorde.
* Prioritatsprinzip!
= Frist fur Behorde ab Vollstandigkeitsbescheinigung:

e Einfaches Verfahren: 3 Monate
e Formliches Verfahren: 7 Monate




Formliches Verfahren
(§ 10 BImSchG)

= Schriftlicher Antrag mit Unterlagen

= Offentliche Bekanntmachung
-2 mit Hinweis auf Einsichtsmoglichkeit (1 Monat)
-2 mit Hinweis auf Einwendungsmaoglichkeit
-2 mit Hinweis auf ,Préklusion” (keine Einwendung = kein Klagerecht)
-2 Weitere Hinweise (Erorterungstermin, offentliche Zustellung)

= Stellungnahmen der Behorden werden eingeholt
= Erorterungstermin mit allen Einwendern
= Schriftlicher Genehmigungsbescheid

= Zustellung an Einwender und offentliche Bekanntmachung




Vereinfachtes Verfahren
(§ 19 BImSchG)

Im Vergleich zum formlichen Verfahren ENTFALLT
= Offentliche Bekanntmachung

= Einwendungsmoglichkeit

*  Praklusion

= ErOrterungstermin

= Offentliche Zustellung




Option des formlichen Vertahrens

§ 19 Abs. 3 BImSchG: der Antragsteller kann
beantragen, dass ein formliches Verfahren
durchgeflUhrt wird, obwohl ein vereinfachtes
ausreichen wurde

Kann Sinn machen bei vielen erwarteten
Einwendungen (Praklusion) oder wg. der
offentlichen Bekanntmachung




Vorteile formliches Verfahren

= Praklusion: wer keine Einwendungen erhoben hat,
hat keine Rigerechte mehr (Klage unzulassig)

= Zwingende offentliche Bekanntmachung: wer nach
1 Monat keine Klage erhoben hat, kann dies nicht
mehr tun

= Ggf. Herstellung grolstmaoglicher Transparenz (Uber
Offentlichkeitsbeteiligung, offentlicher Auslegung
der Unterlagen)




Nachteile formliches Verfahren

= i.d.R. deutlich langere Dauer wg.
Offentlichkeitsbeteiligung, Erdrterungstermin




Veroftentlichung
der Genehmigung

" st nurim formlichen Verfahren vorgeschrieben

" Dringende Empfehlung: auch im vereinfachten
Verfahren vornehmen!

= Nach offentl. Bekanntmachung kénnen alle nur
binnen Monatsfrist klagen, danach wird der
Bescheid bestandskraftig!




Fragen?




Kontakt

Paluka Sobola Loibl & Partner
Rechtsanwalte

Prinz-Ludwig-Str. 11
93055 Regensburg

Telefon: 0941 58 57 10
loibl@paluka.de

Folgen Sieunsauf [ £2 > B
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LOIBL &
Rechtsanwalte PARTNER

DR. HELMUT LOIBL

www.paluka.de


https://www.facebook.com/Paluka-Sobola-Loibl-Partner-Rechtsanwälte-374868876221336/
https://twitter.com/psl_partner
https://www.xing.com/companies/palukasobola&partner
https://www.youtube.com/channel/UCzeCEKdgf0cu0vhn1br2gsQ
https://www.paluka.de/rechtsanwaelte/dr-helmut-loibl

